
Wien. Im Zuge der Verwaltungs-
reform wurde laut darüber nach-
gedacht, den Krankenanstalten-
verbund (KAV) in eine Holding zu
überführen. Bei einer Bürgeriniti-
ative, die sich für die Erhaltung
des Otto-Wagner-Spitals einsetzt,
sorgt dies für helle Aufregung
und Empörung. „Wenn das ge-
schieht, würden Flächen in der
Größe ganzer Stadtteile der Verfü-
gung des Gemeinderats und der
Stadtplanung entzogen“, argu-
mentiert Wolfgang Veit von
„Steinhof gestalten“ und befürch-
tet eine Privatisierung des Areals.
Von der Organisationsänderung
seien nicht nur die Steinhofgrün-
de, sondern alle Liegenschaften
des KAV, so beispielsweise auch
der Rosenhügel, das Krankenhaus
Hietzing oder das Kaiser-Franz-Jo-
sef-Spital betroffen, so Veit.

Flächenwidmung auf Basis
eines Expertenverfahrens

Unter anderem wirft die Initiative
der für das Areal zuständigen
Wiener Standortentwicklungs
GmbH (WSE) vor, nicht kompetent
genug für die Entwicklung eines
Nutzungskonzepts zu sein. „Wer
sich über die Kernthemen der
WSE informiert, erkennt, dass sie
mit dieser komplexen Materie to-
tal überfordert ist“, meint Christi-
ne Muchsel von der Bürgerinitia-
tive. Seitens der WSE kann man
diese Vorwürfe auf Anfrage der
„Wiener Zeitung“ nicht nachvoll-
ziehen. „Wir werden den Auftrag
fristgerecht bis Ende des Jahres
erfüllen und das Konzept an un-
seren Auftraggeber, den KAV,
übergeben. Das Konzept ist be-
reits fertiggestellt und baut, wie
bereits kommuniziert, auf den Er-
gebnissen des Mediations- und
Expertenverfahrens auf“, erklärt
ein WSE-Sprecher.

Diese Gespräche wurden 2013
auch unter Einbeziehung der Bür-
gerinitiative mit einem Experten-
gremium geführt. Als Ergebnis
wurde ein neuer Flächenwid-
mungsplan ausgearbeitet, das
Areal sollte als Gesamteinheit in
öffentlicher Hand bleiben. Dieser
Plan sei laut Initiative jedoch bis

heute noch nicht in Kraft getreten
und wird von ihr in Verbindung
mit der geplanten Ausgliederung
des KAV in eine Holding in Ver-
bindung gebracht. Der neue Flä-
chenwidmungsplan sähe viel
mehr Grünflächen anstatt Bau-
land vor und würde daher die
Grundstücksbewertung des Are-
als schmälern, wird vermutet. Der
grüne Stadterneuerungssprecher
Christoph Chorherr weist dies zu-
rück. Allfällige Verzögerungen
hätten mit einer nicht einmal be-
schlossenen Ausgliederung des
KAV nichts zu tun. Beim KAV be-
tont man überdies, dass der gülti-
ge Flächenwidmungsplan keine
Verbauung zwischen den Pavil-
lons zulasse.

Um Spekulation mit dem Areal
des Otto-Wagner-Spitals vorzu-
beugen, fordert die Initiative eine
gemeinwohlorientierte Nutzung

und Erhaltung des Gebiets und
hat dazu in Zusammenarbeit mit
dem Stiftungsexperten Erich Wolf
ein Konzept ausgearbeitet. Dieses
sieht vor, das Areal des Otto-Wag-
ner-Spitals in den Besitz einer
Wiener Landesstiftung zu über-
tragen. Diese soll sich der Erhal-
tung des Areals inklusive Grün-
anlagen für gemeinnützige Zwe-
cke verschreiben.

In zweiter Instanz soll die Stadt
Wien mit der Stiftung Mietverträ-
ge über bestimmte Gebäudeflä-
chen des Areals abschließen und
sie für die stiftungskonforme Nut-
zung freigeben. Der Stadt würden
hierbei die Mieterlöse zufallen,
außerdem habe sie laut Stiftungs-
recht die Aufsicht und Kontrolle
über die Stiftung und die Einhal-
tung der gemeinnützigen Zwecke.
Zudem wird in dem Papier argu-
mentiert, dass diese Nutzungsva-

riante der Verwaltung nur gerin-
ge Kosten aufbürden würde.

Burnout-Klink statt
Wohnungen

Bernd Lötsch, Stadtökologe und
ebenfalls Teil der Bürgerinitiative,
sieht die Nutzung des Areals für
den Wohnbau kritisch. Er bemän-
gelt, dass die Stadt daran festhal-
te, bereits geplante 180 Wohnun-
gen im Ostteil des Otto-Wagner-
Spitals zu bauen. Er verweist auf
eine andere Bürgerbewegung, die
aktuell versucht, den Bau einer
Burnout-Klink im Naherholungs-
gebiet Hörndlwald in Hietzing zu
verhindern. Diese Klinik wäre
laut Lötsch im Otto-Wagner-Spital
im Rahmen einer Teilnutzung
besser aufgehoben. Beim KAV
weist man jedoch darauf hin, dass
die in Hietzing geplante Klinik
privat betrieben werde und daher

nicht in deren Standortpolitik ein-
gegriffen werden könne. „Sollte
der Betreiber jedoch Interesse ha-
ben, seinen Rehastandort auf ei-
nem unserer Areale zu situieren,
kann er gerne bei uns anfragen“,
wird hinzugefügt.

Nicht zuletzt der Denkmal-
schutz wird von den Aktivisten
ins Spiel gebracht, die betonen,
dass der internationale Denkmal-
pflege-Beirat Icomos das Otto-
Wagner-Spital Anfang dieses Jah-
res aufgrund der Verbauungsplä-
ne als „gefährdete Kulturstätte“
eingestuft hatte.

Denkmalschutz ist
gewährleistet

Beim Bundesdenkmalamt wird je-
doch betont, dass der Denkmal-
schutz des Areals gewährleistet
sei. „Wir haben eine Kernzone de-
finiert, die etwa 85 Prozent der
Fläche ausmacht, das sind die
Pulmologie, die Psychiatrie und
die Kirche oben. Hier wurde die
Flächenwidmung auf den Bestand
zurückgeschraubt und es darf
dort nicht gebaut werden. Auch
nicht auf den Grünstreifen zwi-
schen den Abteilungen“, erklärt
man. Einzig der Wirtschaftsteil
im Osten mit Gebäuden wie der
Wäscherei dürfe „moderat ver-
baut“ werden. Dort seien die Ge-
bäude nämlich funktional und
nicht nach ästhetischen Gesichts-
punkten angeordnet.

Seitens des KAV wird übrigens
angemerkt, dass die Umwandlung
in eine Holding noch gar nicht be-
schlossen sei. „Über die künftige
Rechtsform des KAV wird erst
entschieden. Aber die Stadt Wien
wird in jedem Fall 100-prozentige
Eigentümerin des KAV bleiben“,
versichert ein Sprecher. Dies sei
von der Stadt Wien vor zwei Jah-
ren klargestellt worden.

Auch Christoph Chorherr be-
tont, dass die Grünen an eine et-
waige Ausgliederung des KAV, die
noch nicht einmal beschlossen
sei, bereits „vor Monaten“ die Be-
dingung geknüpft haben, dass al-
le Liegenschaften weiterhin im
Besitz der Stadt blieben. Den Auf-
schrei der Bürgerinitiative bewer-
tet er als „kontraproduktive Pa-
nik“. ■

Angst vor Bauwahn

Von Alexander Maurer

Eine Bürgerinitiative sieht das Otto-Wagner-Spital durch eine
Organisationsreform des KAV gefährdet. Beim KAV beruhigt man jedoch.

Trotz Befürchtungen von
Bürgerinitiativen bleibt das

Areal des Otto-Wagner-Spitals
erhalten. Foto: HeinzLW
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Morgen:

Der ausführliche
Wegweiser
durch die Kulturwoche.

Wien. Der Parteitag der Wiener
SPÖ, der erst kürzlich auf Herbst
verschoben wurde, könnte nun
doch wie ursprünglich geplant im
Frühjahr stattfinden, hat Bürger-
meister Michael Häupl nach der
Vorstandstagung verkündet. Der
Herbsttermin war ursprünglich
gewählt worden, weil man den im
Mai stattfindenden Bundespartei-
tag, bei dem das neue Programm
im Mittelpunkt stehen wird, ab-
warten wollte.

Doch was heißt das jetzt für
Häupl? Auf jeden Fall Zugzwang,
sind sich die Politologen einig.
Denn ein vorgezogener Parteitag
bedeutet, dass der Bürgermeister

den rebellierenden Flächenbezir-
ken etwas anbieten muss. Die
Vertreter der Flächenbezirke ha-
ben nämlich in den Gremien zwar
keine Mehrheit, könnten aber bei
der Wiederwahl des Landespartei-
vorsitzenden dem angeschlage-
nen Häupl Probleme machen.

Die Lösung liegt laut Insidern
in einem personellen Umbau.
Zwar soll Gesundheitsstadträtin
Sonja Wehsely bleiben. Aber da-
für könnte Wohnbaustadtrat Mi-
chael Ludwig das Finanzressort
von Renate Brauner übernehmen.
Damit wäre schon einmal ein
Schlüsselressort in der Hand der
Flächenbezirke. Und Brauner
selbst könnte Harry Kopietz als
Landtagspräsident beerben. Die-

ser hatte zwar betont, dass er un-
bedingt bis 2020 bleiben werde.
Allerdings war zu diesem Zeit-
punkt die Dringlichkeit einer Ver-
änderung noch nicht so evident,
wie nach der Vorstandssitzung.

Als weiteres Zugeständnis an
die „Rebellen“ wurde das Wohn-
ressort genannt. Hier könnten
dem Vernehmen nach Simme-
rings Bezirksparteiobmann Ha-
rald Troch sowie auch der Donau-
städter Bezirkschef Ernst Nevrivy
ins Spiel kommen. Und als Drauf-
gabe könnte Häupl den Genossen
versichern, den Parteivorsitz vor-
zeitig aufzugeben – und das alles
nur, um wiedergewählt zu wer-
den. Ein hoher Preis für Häupl,
die Partei wieder zu versöhnen. ■

Von Christian Rösner

Analyse: Ein früherer Parteitag wird Häupl Zugeständnisse an die „Rebellen“ kosten.

Häupls Zugzwang
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